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Betrifft: VD-61/407-2025; Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler 
Flurverfassungslandesgesetz 1996 und das Wald- und Weideservitutengesetz 
geändert werden; Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Seitens des Tiroler Gemeindeverbandes bedanke ich mich für die frühzeitige 
Einbindung in den Gesetzwerdungsprozess. Der übermittelte Entwurf eines Gesetzes, 
mit dem u.a. das Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1996 geändert werden soll, darf 
zum Anlass genommen werden auf folgenden Missstand hinzuweisen: 
 
Wie auch schon der verstorbene HR Dr. Heinrich Kienberger, früherer Vorstand der 
Abteilung Verfassungsdienst sowie ehemaliges Mitglied des 
Verfassungsgerichtshofes, in seinem Buch „Das Gemeindegut als 
Verfassungsproblem - Ein verfassungswidriger Rechtszustand als Folge der 
Aufrechterhaltung einer gesetzlosen Eigentumsentziehung?“ als Fazit festgehalten 
hat, bedarf es einer Gemeindeguts-Rückübertragung, um das Agrarunrecht vollständig 
zu beseitigen. Auch der Tiroler Gemeindeverband vertritt nach wie vor die Position, 
dass eine Rückübertragung nicht nur rechtlich möglich, sondern auch dringend 
geboten wäre, um eine verfassungskonforme Rechtslage herzustellen.  
 
Vor dem Hintergrund der politischen Realitäten ist diese Forderung aktuell jedoch 
leider nicht umsetzbar. Als Minimalkompromiss sollte in Zukunft und für alle 
Gemeindegutsagrargemeinschaften jedoch die gesetzlich (immer noch) vorgesehene 
Möglichkeit für Hauptteilungen ausgeschlossen werden.  
 
Für Bauern, die ihre Höfe bewirtschaften sind Holz- und Weidenutzungen sinnvoll und 
unbestritten; für jene, die das nicht mehr tun, sind diese Rechte ohnedies für erloschen 
zu erklären. Bei einer Hauptteilung verlieren die Nutzungsberechtigten einen Teil ihrer 
Nutzungsrechte, und bekommen stattdessen einen Vermögenswert, der weder das 
Vieh satt, noch die Stube warm macht. Für den Erhalt von Substanzrechten wird ein 
Teil der Nutzungsrechte aufgegeben. Die Gemeinde verliert dagegen künftige, noch 
nicht konkret bevorstehende Nutzungsmöglichkeiten entschädigungslos. Derartige 
Rechtsfolgen müssen im österreichischen Recht ansonsten nur bei Enteignungen in 
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Kauf genommen werden. Bei Enteignungen findet sich die Rechtfertigung im 
öffentlichen Interesse. Hauptteilungen sind jedoch nie im öffentlichen Interesse 
notwendig. Bei richtigem Verständnis des Gemeinderechtes und der Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes zum Agrarrecht muss also – zumindest für die Zukunft 
– die gesetzliche Möglichkeit für Hauptteilungen bei typischen und atypischen 
Gemeindegutsagrargemeinschaften beseitigt werden. 
 
Ich sowie meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Tiroler Gemeindeverband stehen 
für Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

BGM Karl-Josef Schubert 
Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes 

 

 

Ergeht an: 
 
alle Gemeinden, zur Kenntnisnahme; 
 
Abteilung Verfassungsdienst beim Amt der Tiroler Landesregierung, per Mail; 
 
Herrn LH-Stv. Josef Geisler, per Mail;  
 
 
 


